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Einführung in das Strafrecht I (AT)

Die subjektive Zurechnung (Vorsatz)

I. 
Die Bedeutung der Abgrenzung Vorsatz-Fahrlässigkeit


Fahrlässiges Verhalten ist nur in wenigen Tatbeständen unter Strafe gestellt z.B. § 212, sodann § 222; § 223 sodann § 229; nicht aber § 303, Sachbeschädigung ist also nur im Falle des Vorliegens von Vorsatz strafbar.

II. 
Voraussetzung des Vorsatzes


Vorsatz ist Wissen und Wollen der Tatbestandsverwirklichung (grundsätzlich Kongruenz zwischen objektivem und subjektivem Tatbestand.


Dies muss aber nicht notwendig so sein, weil objektive Merkmale über subjektive und subjektive Merkmale über objektive hinausgehen können. 

Bsp.: Objektive Bedingungen der Strafbarkeit, etwa § 231 (Tod oder schwere Körperverletzung) ( Vorsatz muss sich nur auf die Teilnahme an der Schlägerei beziehen. Reine objektive Bedingung der Strafbarkeit!
Bsp.: Überschießende Innentendenzen, etwa Zueignungsabsicht in § 242, die über den objektiven Tatbestand hinausgeht. Vorsatz muss sich auf fremd, beweglich, Sache und Wegnahme beziehen.

III. 
Das Wissenselement im Vorsatz (kognitives Element)


1. 
Kenntnis der Tatumstände als solcher


Sie liegt vor, wenn sich der Täter jenes Sachverhalts bewusst ist, der den gesetzlichen Tatbestand erfüllt.


Bsp.: A muss wissen, dass es sich bei dem Objekt seines Anschlags um einen Menschen handelt, wenn § 212 vorsätzlich erfüllt sein soll.

2. 
Bedeutungskenntnis hinsichtlich der Tatumstände


Bei Begriffen, die wahrnehmbare Gegenstände bezeichnen (deskriptive Begriffe) genügt es, dass der Täter eine hinreichende Vorstellung von diesen Gegenständen hat.


z.B. Mensch, Sache, Wohnung


Bei Begriffen, deren Inhalt nur im Wege zusätzlicher Wertung erfasst werden kann (normative Begriffe), wie z.B. fremd, Urkunde, Sachbeschädigung muss der Täter sich darüber hinausgehend des Bedeutungsgehaltes dieser Wertung bewusst sein.


Hier: Parallelwertung in der Laiensphäre


Da der Täter nur die Bedeutung kennt, muss er nicht unter das Gesetz subsumieren können ( ein bloßer Subsumtionsirrtum schließt den Vorsatz nicht aus, sondern kann allenfalls auf Schuldebene als Verbotsirrtum nach § 17 relevant werden.


Es genügt also für den Vorsatz, wenn der Täter das weiß, was der Richter definiert.

Bsp.: A vergiftet den Hund des B. In der Hauptverhandlung wegen Sachbeschädigung lässt er sich dahingehend ein, dass er Tiere nicht für Sachen gehalten habe. 


Sache i.S.v. § 303 StGB ist jedes Objekt, das Körperlichkeit besitzt. 


Diese Körperlichkeit war dem Täter bekannt und das genügt für eine Parallelwertung in der Laiensphäre. 

Bsp.: Luftrauslassen aus Reifen: siehe Lehrbuch, Rn. 65
Bsp.: Bierfilz-Fall: siehe Lehrbuch, Rn. 67
Allerdings ist jede Abgrenzung zwischen vorsatzausschließender Bedeutungsunkenntnis und lediglich schuldausschließender Unrechtsunkenntnis bei normativen Tatbestandsmerkmalen bis heute nicht eindeutig geklärt. 

Es gibt nämlich Begriffe, bei denen das Verständnis des sozialen Sinngehalts eine zutreffende, rechtliche Einordnung voraussetzt.

Bsp.: Merkmal fremd ( wer aufgrund falscher rechtlicher Überlegungen sich selbst für den Eigentümer einer Sache hält, der kann nicht nach §§ 303, 242 StGB bestraft werden. 

Nach einer von Kuhlen entwickelten und auf das Reichsgericht zurückgehenden Auffassung soll der Tatsachenirrtum und der außerstrafrechtliche Rechtsirrtum vorsatzausschließend sein, während der strafrechtliche Rechtsirrtum den Vorsatz bestehen lässt und nur als Verbotsirrtum auf Schuldebene relevant werden kann (§ 17 StGB).
Das ist eine interessante Unterscheidung und sie kann in der Klausur als Faustformel immer benutzt werden.

Allerdings versagt diese Formel in seltenen Fällen, z.B. wenn jemand einen Hund tötet und diesen nicht als Sache begreift (s.o.). Denn hier müsste nach Kuhlen der Vorsatz ausgeschlossen sein. Kuhlen will dies selbst nicht und begreift Sache kurzerhand als strafrechtlichen Begriff (nach Kuhlen sogenannte dynamische Verweisung).
3. 
Sachgedankliches Mitbewusstsein

An den Grad des Wissens dürfen keine zu hohen Anforderungen gestellt werden. D.h. der Täter braucht über Tatumstände nicht aktuell nachzudenken, er muss sie nur mit wissen.

Bsp.: Unteroffizier U gerät mit seinem Gefreiten G in Streit und wird gegen G tätlich. Dabei denkt er nicht daran, dass G einen anderen Dienstgrad hat als er. Hier ist § 30 WStG (Misshandlung eines Untergebenen) objektiv und subjektiv erfüllt, da latentes Begleitwissen genügt; d.h., das Wissen muss nur jederzeit aktualisierbar sein.

Bsp.: Polizist geht mit seiner Dienstwaffe in den Supermarkt und klaut dort eine Banane (vgl. § 244 I Nr. 1a) ( grds. Mitbewusstsein bzgl. des Beisichführens einer Waffe.
4. 
Konkretisierung des Wissenselements bei bestimmten Vorsatzformen 
a) 
dolus generalis



Dieser ist gegeben, wenn der Täter nicht auf eine Schädigung einer bestimmten Person, sondern irgendeiner oder einer unbestimmter Vielzahl von Personen abzielt oder wenn er weiß, dass irgendeine seiner Verhaltensweisen den Erfolg herbeiführt. 

Bsp.: A gießt abends Schmierseife auf den Gehweg. Der Gedanke, dass dabei irgendwelche Personen zu schaden kommen könnten, bereitet ihm Freude. 

( Vorsatz +, gleichgültig wie viele und welche Personen dabei geschädigt werden.

Bsp.: A ist es gleichgültig auf welche Art er seine Frau loswird. Er lockert die Duschhalterung, er lockert die Leitersprossen und er polt den Lichtschalter falsch. Tatsächlich erhält die Ehefrau beim Anschalten des Lichts einen tödlichen Stromschlag ( Vorsatz +

Hinweis: Gleiches gilt natürlich bei Erfolgsdelikten, die nicht Personen betreffen, sondern Sachen.


b) 
dolus alternativus

Der Täter, der die Verletzung mehrerer Angriffsobjekte in seine Vorstellung aufnimmt, ist sich auch dann der konkreten Gefährdung bewusst, wenn er weiß, dass sich der Erfolg nur an einem Objekt realisieren kann.

Bsp.: A will dem B Übel. Als er sieht, dass B mit seinem kleinen Hund spazieren geht, wirft er mit einem Pflasterstein in Richtung der beiden. Er sagt sich: Einen von beiden wird’s schon erwischen. Tatsächlich streckt der Hund eine Sekunde später die Beine in die Luft. 

Lösung str.: 

Erste Auffassung: Bestrafung nur wegen des schwersten Delikts ( § 212, 22, 23 Kritik: Vollendungsunrecht wird hier gar nicht erfasst.
Zweite Auffassung: Alle Delikte müssen erfasst werden ( vollendete Sachbeschädigung und versuchter Totschlag.
Dritte Auffassung: Bei Delikten mit vergleichbarem Unrechtsgehalt Bestrafung nur aus dem vollendeten Delikt (z.B. bei 2 Hunden) sonst wegen Vollendung und Versuchs (wie vorliegend).
c) 
dolus subsequens/ dolus antecedens


Das Bewusstsein des schädigenden Verhaltens muss bei Vornahme der Tathandlung gegeben sein. Ein nachträglicher oder im Vorfeld wirkender Vorsatz genügt nicht.


Bsp.: A reinigt sein Gewehr, es löst sich ein Schuss, der sein Frau tot niederstreckt. Als A sieht, was er angerichtet hat, freut er sich.

Ergebnis: keine vorsätzliche Tötung, sondern § 222

Bsp.: Nach BGH JZ 1983, 864

Bei einem Streit hatte A seine Ehefrau E geschlagen. Diese flüchtete, stolperte und schlug mit dem Gesicht auf den Steinfußboden auf, sodass sich vor ihrer Nase eine Blutlache bildete. A war so wütend geworden, dass er jetzt mehrmals mit beschuhtem Fuß gegen das Gesicht der E trat und dabei deren Tod billigend in Kauf nahm. Dann ließ er sie liegen; nach mehreren Stunden starb E an einer Sickerblutung im Gehirn, die sie sich bereits beim Sturz zugezogen hatte. 


Strafbarkeit des A, sofern die Hirnblutung bei rechtzeitiger Hilfe unentdeckt geblieben wäre?

(A) 
Das Geschehen vor den Tritten

(I.) 
§ 212

(1)
Erfolg + Frau tot

(2)
Schläge waren kausal, da es sich um eine nicht hinwegdenkbare Bedingung für den Tod handelt.

(3)
Objektive Zurechenbarkeit +, da Gefahr einer Misshandlung auch darin besteht, dass sich das Opfer bei überstürzter Flucht tödliche Verletzungen zuzieht.

(4)
Vorsatz: Problem: Im Zeitpunkt als A die tödliche Ursache setzte (Schläge) wollte er seine Frau noch nicht umbringen. Den Tötungsvorsatz fasste er erst später beim Zutreten. Der Vorsatz muss aber bei Verwirklichung der tatbestandlichen Gefahr gegeben sein (sogenanntes Simultaneitätsprinzip). Dies ergibt sich aus § 16 I S.1 („bei Begehung der Tat“). Tat kann aber nur eine tatbestandlich rechtswidrige sein (vgl. auch § 11 I Nr. 5). Ein dolus subsequens genügt daher nicht.

(5)
Denkbar wäre, eine unwesentliche Abweichung vom Kausalverlauf anzunehmen und über diese Rechtsfigur einen Vorsatz anzunehmen (also: unwesentliche Abweichung vom Vorsatz). Diese Rechtsfigur ist aber nicht dazu da, aus einem anderen Handlungskomplex den Vorsatz für die konkrete Begehung zu konstruieren ( § 212 (-).

(II.) 
§ 227


In Fällen wie dem vorliegenden verneint der BGH Körperverletzung mit Todesfolge, weil zwischen Grundtatbestand und besonders schwerer Folge ein spezifischer Gefahrzusammenhang bestehen muss, den der BGH häufig mit „Unmittelbarkeit“ umschreibt. Dies sei nicht gegeben, wenn der Tod unmittelbar auf ein Verhalten des Opfers zurückzuführen sei (hier Fallen bei der Flucht).
(III.) § 222


Gegeben ist aber fahrlässige Tötung nach § 222, da A die überstürzte Flucht fahrlässig und zurechenbar verursacht hat und der Tod zumindest vorhersehbar war.

(IV.) § 223


Die anfänglichen Schläge begründen auch eine Strafbarkeit nach § 223, der hier in Tateinheit zu § 222 tritt (eine Handlung bewirkt beide Tatbestände).
(B) 
Die Fußtritte und das Geschehen danach

(I.) § 212 durch die Fußtritte 


( (-) da der Tod laut Sachverständigengutachten nicht durch die Tritte verursacht wurde.

(II.) §§ 212, 22, 23


Da A den Tod bei den Tritten in Kauf nahm, hatte er bedingten Vorsatz. Auch lag ein unmittelbares Ansetzen zur Tatbestandsverwirklichung vor, da die Tritte nach der Vorstellung des Täters in den Erfolg einmünden sollten.

(III.) §§ 223, 224 


Die Tritte mit dem beschuhten Fuß erfüllen auch den Tatbestand der gefährlichen Körperverletzung §§ 223, 224 I Nr. 2, 5. Dieser tritt zu § 212, 22, 23 in Tateinheit.

(IV.) § 223c


Die unterlassene Hilfeleistung ist tatbestandlich gegeben, tritt aber hinter dem versuchten Totschlag zurück.

Ergebnis: A ist strafbar wegen versuchtem Totschlag in Tateinheit mit vollendeter gefährlicher Körperverletzung. Diese Taten stehen in Tatmehrheit zur fahrlässigen Tötung und Körperverletzung aus dem 1. Sachverhaltskomplex.

IV. 
Das sogenannte Willenselement im Vorsatz (voluntatives Element)

Dieses setzt eine bewusste Steuerung des Geschehens auf die Verletzung hin voraus. Vorsatz ist also bei Verletzungsdelikten (Erfolgsdelikten) zu verstehen als Kausalverläufe steuernder Verwirklichungswille.

V. 
Vorsatzformen
1. 
Absicht (dolus directus 1. Grades)

Absichtlich handelt, wem es darauf ankommt, den Tatbestand zu verwirklichen. Dabei ist Absicht auch dann anzunehmen, wenn die Verwirklichung des Tatbestands nur als Zwischenziel für ein anderes Endziel angestrebt wird. 

Bsp.: A will die B töten, um deren Lebensversicherung zu kassieren ( Tötungsabsicht!
Merkmal ist hier also die besondere Intensität des voluntativen Elements ( zielgerichtetes Wollen (vgl. etwa § 145, § 258 I, II).
2. 
Einfacher Vorsatz (dolus directus 2. Grades) 

Einfach vorsätzlich handelt, wer weiß oder als sicher voraussieht, dass er den Tatbestand verwirklicht.

Merkmal ist hier also die besondere Intensität des Wissenselements, des kognitiven Elements.

3. 
Bedingter Vorsatz (dolus eventualis)

Bedingt vorsätzlich handelt, wer die Tatbestandsverwirklichung ernsthaft für möglich hält und sich mit ihr abfindet.

Besonderes Merkmal ist hier also ein geringer Grad sowohl des Willens als auch des Wissens.

Bsp.: Durchbrechen einer Polizeisperre, um zu entkommen, wobei der Täter die Tötung des Polizisten für ernsthaft möglich hält und sich damit abfindet. 

Achtung: Der Begriff bedingter Vorsatz ist missverständlich, da nicht der Handlungsentschluss bedingt ist (dann scheidet Vorsatz nämlich aus!); vielmehr will der Täter handeln selbst für den Fall (bedingt), dass der Erfolg eintritt. Die Zweifel dürfen sich also nur auf die sogenannten Nebenfolgen beziehen.

Bsp.: A will B erschießen. Die Entfernung ist aber so groß, dass die Treffsicherheit sehr gering ist. 

Hier wäre es falsch, Überlegungen zum dolus eventualis anzustellen, weil es dem A auf den Tod der B ankam ( Absicht!
Dagegen: Der Terrorist A bringt an der Tür des B einen Sprengsatz an, um den B durch die Explosion einzuschüchtern. Er schließt nicht aus, dass dabei Passanten getötet werden können.

Hier ist der Tod der Passanten Nebenfolge, auf die es dem A nicht ankam ( bedingter Vorsatz ist hier zu diskutieren.

Bedeutsam und besonders klausurrelevant ist die Abgrenzung des dolus eventualis von der bewussten Fahrlässigkeit. 
1. 
Einigkeit besteht insoweit, dass zur Bejahung des bedingten Vorsatzes das Wissen des Täters bezüglich der möglichen Tatbestandsverwirklichung gegeben sein muss. 

2. 
Streit besteht dagegen, ob darüber hinaus noch ein Willenselement zu fordern ist. Die Vertreter der Möglichkeitstheorie bejahen Vorsatz schon dann, wenn sich der Täter die Möglichkeit der Rechtsgutsverletzung real vorgestellt hat. Gleiches gilt für die sogenannte Wahrscheinlichkeitstheorie, die ein für wahrscheinlich Halten des Erfolgs als stärkere Form der Möglichkeit verlangt.


Gegen die Möglichkeitstheorie spricht schon, dass das Erkennen der Möglichkeit Grundvoraussetzung auch der bewussten Fahrlässigkeit ist. Bezüglich der Wahrscheinlichkeitstheorie ist zu sagen, dass die Wahrscheinlichkeit immer nur Indiz sein kann.


Bsp.: Arzt A nimmt eine notwendige Operation vor, deren tödlichen Ausgang in höchstem Maße wahrscheinlich ist. (A handelt nicht vorsätzlich, wenn er alles tut um den letalen Ausgang zu vermeiden. 


Gegen beide Theorien spricht daher, die einseitige Hervorhebung des kognitiven Elements, obwohl der Verwirklichungswille den Vorsatz mitkonstruiert (Einstellung zum Erfolg; siehe Arztbeispiel).

Richtig verlangt daher die herrschende Einwilligungstheorie (=Ernstnahmetheorie), dass der Täter die Erfolgsrealisierung für ernsthaft möglich halten und mit dem Erfolgseintritt in dem Sinne einverstanden sein muss, dass er sich mit ihm abgefunden hat. Dem entspricht letztlich auch die von der Rechtsprechung angewandte Billigungstheorie, sofern man unter Billigen nicht ein innerliches Gutheißen versteht, sondern im Rechtssinne ein sich Abfinden. Entsprechend ist bedingter Vorsatz gegeben, wenn der Täter die konkrete Möglichkeit des Erfolgseintritts im Sinne einer konkreten Gefahr erkennt und sich dennoch nicht von seinem Vorhaben abhalten lässt (Gefährdungstheorie). 

Achtung Klausur: Wenn der Täter nur ins Blaue hinein auf einen guten Ausgang hofft, ohne dass im Sachverhalt irgendwelche Anhaltspunkte geschildert sind oder sich Anhaltspunkte vernünftig denken lassen, die eine solche Hoffnung rechtfertigen würden, so ist von bedingtem Vorsatz auszugehen. Spricht der Sachverhalt dagegen von Vertrauen und schildert auch Anhaltspunkte, so ist im Zweifel nur bewusste Fahrlässigkeit anzunehmen.

Was den Beweis des bedingten Vorsatzes betrifft, so geht die Rechtsprechung von Indizien aus. Wahrscheinlichkeit, Wahrnehmungsfähigkeit des Täters, sowie ein gezeigter Vermeidewille. Auch die Beherrschbarkeit der Handlungswirkungen spielt hier keine Rolle.

Bei Tötungsdelikten hat der BGH allerdings die sogenannte Hemmschwellentheorie entwickelt, wonach im Zweifel anzunehmen ist, dass der Täter vor einer Tötung eine höhere Hemmschwelle hat, d.h. im Zweifel nur eine Körperverletzung will (zw.). 

Achtung Klausur: Der Sachverhalt ist stets danach zu untersuchen, ob er zu inneren Einstellungen des Täters irgendetwas sagt. Im Übrigen entscheidet die Subsumtion unter den Sachverhalt, d.h. das Finden und Darlegen von Anhaltspunkten für und gegen den dolus eventualis. Achten Sie auf Begriffe wie „Vertrauen“ (Fahrlässigkeit und „Hoffen“( dolus eventualis.

Beispielvariationen: A hat im 3. Stock seines Hauses eine gelähmte Tante wohnen. Er setzt das Haus in Brand, weil er
‑
erben will. Hier liegt eindeutig Absicht vor, auch wenn die Erbschaft das Endziel ist, ist der Tod zumindest notwendiges Zwischenziel 
‑
oder weil A durch Kassieren der Feuerversicherung zu Geld kommen will. Dabei weiß er mit Sicherheit, dass für die gelähmte Tante keine Rettungsmöglichkeit besteht. 
Hier ist wegen der Erfolgsgewissheit dolus directus 2. Grades gegeben. Der Tod ist eine mit Sicherheit eintretende Nebenfolge, aber kein End- oder Zwischenziel 
‑
oder weil er wieder die Brandversicherungssumme will; es besteht jedoch die Möglichkeit, dass die Tante beim beherzten Eingriff Dritter gerettet wird. Die Chancen sind aber aus Sicht des A ungewiss. 
Auch hier ist der Tod der Tante eine nicht beabsichtigte Nebenfolge, wobei aber keine Erfolgsgewissheit von A angenommen wird. (Abgrenzung dolus eventualis von bewusster Fahrlässigkeit ( Subsumtion ( Vertrauen durch nichts gerechtfertigt (keine Anhaltspunkte), da Eingreifen Dritter vom Zufall abhängt. Außerdem sind Brandgefahren in ihren Auswirkungen unabschätzbar, was ebenfalls dafür spricht, dass A den Tod ernsthaft für möglich gehalten und sich damit abgefunden hat.
‑
oder weil er an die Brandversicherungssumme kommen will. Dabei platziert er den Brandherd bewusst entfernt von der Tante und trifft Maßnahmen für deren Rettung, indem er anonym die Feuerwehr alarmiert. 
( Auch hier Abgrenzung nötig, wobei objektive Anhaltspunkte und der betätigte Vermeidewille für die Annahme bewusster Fahrlässigkeit sprechen.

‑
oder weil A die Brandversicherungssumme will. Dabei geht er irrtümlich davon aus, dass die Tante wegen ihrer Lähmungserscheinungen noch im Krankenhaus ist, während sie in Wahrheit schon aus dem Krankenhaus entlassen ist. 
Hier liegt wegen fehlender Risikokenntnis allenfalls unbewusste Fahrlässigkeit vor. Diese ist natürlich strafbar, jedoch kann Strafmilderung eintreten.

VI. 
Irrtumsprobleme im Rahmen des subjektiven Tatbestands 

1. 
Wissen um den Geschehensablauf (wesentliche und unwesentliche Abweichung vom Kausalverlauf)

Der Vorsatz bezieht sich bei den Erfolgsdelikten nicht nur auf den Enderfolg, sondern auch auf den Kausalverlauf. An die Übereinstimmung zwischen Vorsatz und tatsächlichem Geschehensablauf dürfen aber keine zu hohen Anforderungen gestellt werden. Anderenfalls wäre eine Bestrafung aus einem Vorsatzdelikt praktisch nie möglich, weil sich Geschehensabläufe niemals genau vorhersagen lassen.

Der BGH geht dabei in st. Rspr. davon aus, dass eine Abweichung dann für den Vorsatz unbeachtlich ist, wenn sie noch im Rahmen des nach allgemeiner Lebenserfahrung Vorhersehbaren liegt und keine andere Bewertung der Tat rechtfertigt (seit BGHSt 7, 329). Diese Regel beruht darauf, dass es darauf ankommt, ob der Erfolg eine Realisierung der Gefahren ist, die der Täter durch seine vorsätzliche Handlung herbeigeführt hat.

Achtung: Eigentlich spielt diese Rechtsfigur nur dort eine Rolle, wo sich eine (gleichgültig in welcher Schuldform) geschaffene Gefahr tatsächlich im Erfolg realisiert hat. Ist dies nicht der Fall, so fehlt es schon an der objektiven Zurechenbarkeit
Bsp.: A wirft B über das Geländer einer Brücke, damit er unten im Fluss ertrinkt. In Wahrheit schlägt B mit dem Kopf auf einen Brückenfeiler auf, wodurch es zu einer Schädelspaltung kommt, die B tötet.

Besondere Schwierigkeiten werfen hier sogenannte mehraktige Geschehen auf.

Bsp.: A würgt den B mit Tötungsvorsatz. Als B regungslos daliegt, geht A davon aus, dass dieser tot sei. Zur Beseitigung der vermeintlichen Leiche wirft er ihn in eine Jauchegrube. Der Sachverständige stellt fest, dass der Tod nicht durch das Würgen, sondern durch das Einatmen von Exkrementen erfolgt ist. Strafbarkeit des A? ( Lösung vgl. Lehrbuch, Rn. 86.

Nach der sogenannten Einheitslösung ist hier das Geschehen als einheitlicher Strang zu verstehen; dabei sei der Tod durch Einatmen der Exkremente noch zum Vorsatz des Täters, der beim Würgen bestanden hat, zuzurechnen. Grund: Unwesentliche Abweichung vom vorgestellten Kausalverlauf, da nach allgemeiner Lebenserfahrung durchaus vorhersehbar ist, dass ein Täter sein Opfer fälschlich für tot gehalten hat und der Tod erst bei der „Beseitigungshandlung“ eintritt. Auch sei keine andere Bewertung der Tat gerechtfertigt, da der Täter den Tod des B wollte und dieser letztlich auch eingetreten sei. Wodurch im Einzelnen sei gleichgültig. 

Nach der Trennungslösung ist dagegen eine wesentliche Abweichung anzunehmen. Grund: Es sei nicht mehr die typische Gefahr, dass jemand, der gewürgt wird, ertrinkt. Danach ist nur eine versuchte Tötung durch das Würgen und gefährliche Körperverletzung und in Tatmehrheit eine fahrlässige Tötung durch das Hineinwerfen anzunehmen. 

Nach der Differenzierungslösung von Roxin (auch Planverwirklichungslehre genannt) ist dagegen zu unterscheiden, ob die Ersthandlung mit direktem Vorsatz begangen wurde oder nur mit dolus eventualis. Nur im ersteren Fall stellt der Tod durch Ertrinken für den Täter eine Planverwirklichung dar. Im zweiten Fall kann dagegen von einer Planverwirklichung nicht gesprochen werden, da der Täter den Tod bei der Ersthandlung schon nur in Kauf genommen und nicht geplant hat.

Kritik: Fraglich ist freilich, ob man den Begriff des Vorsatzes einfach durch den der Planverwirklichung ersetzen darf.

Hinweis: Früher wurde der Vorsatz durch die Annahme eines dolus generalis bejaht. Das ist aber eindeutig abzulehnen, da die zweite Handlung vom Vorsatz nicht mehr umspannt war. Anders wäre es nur gewesen, wenn A sich gesagt hätte „sicher ist sicher“; so lag es hier aber nicht.

2. 
Aberratio ictus und error in persona vel objecto

a)
Enzianfläschchenfall (Jäger, AT, Rn. 89 f) 

Lösung: versuchte Tötung an B und fahrlässige Tötung an K (h.M. aberratio ictus)

b)
Rose-Rosahl-Fall (Jäger, AT, Rn. 91 f) (preußisches Obertribunal GA 1859, 7ff; ebenso der sogenannte Hoferbeu-Fall BGHSt 37, 289)
Lösung: vorsätzliche Tötung

Begründung: Zwar könnte man im Enzianfläschchenfall davon ausgehen, das derjenige, der einen (bestimmten) Menschen töten will und in Folge der Abirrung einen (anderen) Menschen tötet, den objektiven und subjektiven Tatbestand des § 212 erfüllt hat, weil er ein gleichwertiges dem Tatbestandsmerkmal Mensch unterfallendes Subjekt getötet hat. (Gleichwertigkeitstheorie). Eine solche Sicht würde aber dem Wesen des Vorsatzes als Kausalverläufe steuernden Verwirklichungswillen nicht gerecht. Wer einem Täter, der ein bestimmtes Tatobjekt verletzen will unterstellt, er habe den Willen irgendein Objekt dieser Objektsgattung zu verletzen, der arbeitet mit einer dem Schuldprinzip widerstreitenden Fiktion, hinter der das Bild eines nicht vorhandenen dolus generalis aufscheint. 


Da sich im Enzianfläschchenfall der genannte Verwirklichungswille nur auf die Person des B bezog, hatte die A auch nur die konkrete Gefährdung dieser Person ins Auge gefasst (Konkretisierungstheorie h.M.). Deshalb liegt nach zutr. Auffassung eine für den Vorsatz rechtlich bedeutsame Abweichung vor (aberratio ictus).

Dagegen gilt für den Rose-Rosahl-Fall Folgendes: Nach § 16 muss der Täter um vorsätzlich zu handeln, die Umstände der Tat kennen. Es genügt daher für § 212, dass er sich der Menschqualität des anvisierten Objekts bewusst ist und dessen Tötung auch will. Dies war der Fall, weil sich der Kausalverläufe steuernde Verwirklichungswille auf die ins Auge gefasste und tatsächlich getroffene Person Harnisch bezog. Die bloße Identitätsabweichung stellt dem gegenüber nur einen für den Vorsatz unbeachtlichen Motivirrtum dar, solange anvisiertes und getroffenes Objekt einerseits und vorgestelltes Objekt andererseits rechtlich gleichwertig sind (unbeachtlicher error in persona vel objecto).
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